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Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration  
IV 3010 - 60275/2019 Kiel, 15.10.2019 
  
  
 
Kenntnisnahme der Konsolidierungsverträge 2019 – 2021 durch den  
Innen- und Rechtsausschuss sowie den  
Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtages  
gemäß § 11 Absatz 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG) 

 
 
Kommunen mit besonderen Finanzproblemen können seit dem Jahr 2012 Konsoli-
dierungshilfen erhalten. Von den ursprünglich 16 Kommunen  haben im Jahr 2018 
nur noch fünf – die kreisfreien Städte Flensburg, Kiel und Lübeck sowie die Stadt 
Lauenburg/Elbe und die Gemeinde Pellworm – Konsolidierungshilfen erhalten. Die 
aufgelaufenen Defizite dieser Kommunen beliefen sich Ende 2018 auf rd. 409 Mio. € 
(davon Lauenburg/Elbe 2,8 Mio. € und Pellworm 2,9 Mio. €) und entfielen nahezu 
ausschließlich auf die drei kreisfreien Städte. Eine abschließende Darstellung der 
Konsolidierungshilfen 2012 – 2018 erfolgt in Kürze mit einem gesonderten Bericht 
nach Vorlage noch ausstehender Jahresabschlüsse.  
 
In den Jahren 2019 bis 2023 werden die Konsolidierungshilfen, in Absprache mit den 
kommunalen Landesverbänden und nach der bereits Ende 2018 erfolgten Anpas-
sung des § 11 FAG durch den Schleswig-Holsteinischen Landtag, in veränderter 
Form weitergeführt. Für diesen Zeitraum wurde die Möglichkeit des Empfangs von 
Konsolidierungshilfen auf die kreisfreien Städte beschränkt, da lediglich dort noch 
hohe aufgelaufene Defizite (rd. 404 Mio. €) existieren. Gleichzeitig wurde der Umfang 
der Konsolidierungshilfen von 60 Mio. € auf 45 Mio. € jährlich reduziert. Unverändert 
werden 15 Mio. € Landesmittel für die Konsolidierungshilfen bereitgestellt – hierfür 
wird die Finanzausgleichsmasse auch in den Jahren 2019 bis 2023 um jährlich 
15 Mio. € erhöht – die restlichen 30 Mio. € sind kommunale Mittel. In den Jahren 
2019 bis 2023 stehen somit insgesamt 225 Mio. € für Konsolidierungshilfen zur Ver-
fügung. 
Als Gegenleistung für die solidarischen Hilfen müssen die Städte die bisherigen Kon-
solidierungsmaßnahmen weiter aufrechterhalten sowie bis 2021 einen zusätzlichen 
Eigenanteil in Höhe von 10 € je Einwohner nachweisen.  
Am 1. Oktober 2019 wurden die Konsolidierungsverträge der Städte Flensburg, Kiel 
und Lübeck von Herrn Innenminister Grote unterzeichnet. Die Stadt Neumünster 
weist Ende 2018 keine aufgelaufenen Defizite aus und hat daher den Abschluss des 
öffentlich-rechtlichen Vertrages vorerst ausgesetzt.  
 
Aktuell wird davon ausgegangen, dass – bei anhaltend guter Konjunkturlage – die 
Konsolidierungshilfen gemeinsam mit den von den Städten zu erbringenden Konsoli-
dierungsmaßnahmen ausreichen könnten, um die aufgelaufenen Defizite vollständig 
abzubauen und so den finanziellen Handlungsspielraum vor Ort weiter zu verbes-
sern.  
 
Gemäß § 11 Absatz 3 FAG werden die Konsolidierungsverträge wirksam, wenn die 
jeweiligen Stadtvertretungen ihnen zwei Monate nach Unterzeichnung zugestimmt 
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haben und sie zuvor dem Innen- und Rechtsausschuss sowie dem Finanzausschuss 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages zur Kenntnis vorgelegen haben.  
 
Sollten die jeweiligen Stadtvertretungen den Verträgen nach Kenntnisnahme durch 
den Innen- und Rechtsausschuss und den Finanzausschuss des Landtages zustim-
men, können die Konsolidierungshilfen für das Jahr 2019 an die Städte ausgezahlt 
werden. 
 
Die Aufteilung der 45 Mio. € Konsolidierungshilfen für das Jahr 2019 Mittel erfolgt 
nach dem Verhältnis der aufgelaufenen Defizite des vergangenen Jahres.  
 

Stadt Defizit Ende 2018 Konsolidierungshilfen 2019 
gerundet auf TEUR 

Flensburg 69.063.930,30 € 7.700.000 € 
Landeshauptstadt Kiel  180.632.007,42 € 20.138.000 € 
Hansestadt Lübeck  153.939.714,30 € 17.162.000 € 

Summe 403.635.652,02 € 45.000.000 € 
 
 
Anmerkung: 
Auf Bundesebene wurden durch die Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
hohe kommunale Altschulden als Problem benannt. Die Bundesregierung versteht 
hierunter ausschließlich übermäßig hohe kommunale Kassenkredite. Sie hat in Aus-
sicht gestellt, die Länder bei Maßnahmen zum Abbau hoher kommunaler Kassenk-
redite zu unterstützten.  
Es besteht derzeit eine große Unsicherheit, ob überhaupt Bundesmittel zum Abbau 
von kommunalen Kassenkrediten bereitgestellt werden und falls ja, auch Schleswig-
Holsteinische Kommunen anteilig Berücksichtigung finden werden. Sollte dies der 
Fall sein, würden diese Mittel den Abbau der aufgelaufenen Defizite der drei Konsoli-
dierungsstädte beschleunigen. Der Umfang möglicher Bundesmittel wird die der 
Konsolidierungshilfen deutlich unterschreiten und dürften diese daher weder grund-
sätzlich, noch vom Volumen her in Frage stellen. 
 
 
Anlagen 
 
Konsolidierungsverträge 2019 – 2023 der Städte Flensburg, Kiel und Lübeck 
 




